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Einen schweren Stand hatte Anita Hug
Mbungu, Ressortleiterin Gesundheit
und Soziales inklusive Asyl, im Gemein-
derat mit ihrem Antrag. Und dies, ob-
wohl sie zwei Varianten für die künftige
Ausrichtung des Asylwesens vorstellte.
Soll dieses weiterhin unter der Füh-
rung der Leitgemeinde Biberist stehen,
sei eine weitere Zentralisation unaus-
weichlich. Dies würde eine personelle
Anpassung bedingen. Andernfalls, das
wäre dann die Variante B, müssten die
Gemeinden der Sozialregion Biberist-
Bucheggberg-Lohn-Ammannsegg die
Regionalisierung des Asylwesens rück-
gängig machen. Nicht mehr möglich
sei, wie es aktuell organisiert ist, mit
der administrativen Federführung der

Asyldossiers durch Biberist aber der
konkreten Betreuung durch den Asyl-
kreis Unterbucheggberg. Diese teilwei-
se Regionalisierung wurde seinerzeit
gewählt, weil man die Nähe der Betreu-
er im Bucheggberg schätzt, man aber
trotzdem von der Gutschrift von 1500
Franken pro Dossier pro Jahr aus dem
Lastenausgleich profitieren wollte.
Wenn sich Buchegg für die Variante B
entscheide, also die Rücknahme des
Asylwesens in die Verantwortung der
Gemeinde, würden 1500 Franken pro
Dossier pro Jahr entfallen.

«Wissen, was Sache ist»
In der Diskussion des Antrages wur-

de klar, dass der Gemeinderat die aktu-
elle Lösung weiterführen möchte. Man
habe meist gute Erfahrungen mit dem
mandatierten Betreuer gemacht, er-
klärte Bruno Bartlome. Niklaus Fischer
zeigte sich überzeugt, dass mit einer
Zentralisierung die Kosten steigen wür-
den. Und auch Gemeindepräsidentin
Verena Meyer sprach sich für die aktu-
elle Aufgabenverteilung aus. Anita Hug
Mbungu erklärte, sie bringe diese Vari-

anten nur, weil der Kanton die aktuelle
Situation nicht mehr toleriere. Und
weil der Kanton von einer Verringe-
rung der Asylzahlen ausgeht, sei eine
weitere Zentralisierung angebracht.
Aber auch sie sei eigentlich für die Bei-
behaltung der aktuellen Situation. Sa-
muel Marti hakte hartnäckig nach, war-
um denn die aktuelle Situation nicht
mehr toleriert werde. Worauf die Ge-
meindepräsidentin einen entscheiden-
den Input gab. Man habe an einer aus-
serordentlichen Gemeindepräsidenten-
sitzung zu diesem Thema erfahren,
dass der Verantwortliche des Kantons
unterschiedliche Angaben mache.
«Deshalb haben wir von Claudia Hänzi,
Chefin des Amtes für soziale Sicherheit,
eine verbindliche Antwort verlangt.
Wir wollen wissen, was Sache ist.»

Damit war dem Gemeinderat klar,
dass zu den beiden beantragten Varian-
ten eine weitere Variante gestellt wird,
nämlich Beibehaltung der aktuellen Si-
tuation, für welche er sich auch ein-
stimmig aussprach. Sollte der Kanton
diese nicht tolerieren, wird neu disku-
tiert und entschieden.

Beitrag für Emmesteg
Nachbargemeinde Bätterkinden bit-

tet Buchegg um einen Beitrag für den
Neubau des Emmestegs. Die alte Brü-
cke wurde 2007 gebaut. Sie ersetzte die
alte Stahlseilbrücke aus dem Jahr 1929,
die zwei Jahre zuvor wegen eines Un-
wetters unpassierbar wurde. Die Brü-
cke wurde aber unter Zeitdruck quali-
tativ billig gebaut und sei in Bezug auf
die Statik eine Fehlkonstruktion. Sie
halte maximal noch zwei Jahre. Eine
Sanierung der Brücke würde voraus-
sichtlich 750 000 bis 850 000 Franken
kosten. Deshalb hat sich der Gemeinde-
rat von Bätterkinden gleich für einen
Neubau für 1,233 Mio. Franken ausge-
sprochen, wobei auch die Nachbarge-
meinden um einen Beitrag angefragt
werden. Im Gemeinderat wird hervor-
gehoben, dass die Einwohner im unte-
ren Teil des Dorfes diesen Emmesteg
rege nutzen. Mit 4 Ja-Stimmen bei einer
Enthaltung sprach sich der Gemeinde-
rat für einen einmaligen, freiwilligen
Beitrag in der Höhe von 34 575 Franken
aus. Dies entspreche 3 Metern des Neu-
baus des Emmestegs.

Zuerst soll der Kanton sagen, was Sache
im Asylwesen ist, dann wird entschieden
Buchegg Aus zwei Varianten
zur Organisation des Asyl-
wesens wurden plötzlich drei.
Kann die bisherige Lösung
doch beibehalten werden?

VON URS BYLAND

Seit bald zwei Jahren sorgen sie für Ärger:
die sogenannten «Killerkanten» auf den Velo-
wegen zwischen Solothurn und Biberist.
Kleine Anfragen im Kantonsrat, Briefe an die
zuständigen Ämter, Leserbriefe und Artikel
in Zeitungen: Die Bemühungen verliefen alle
im Sand. Die Kanten sind geblieben. Im Juli
dieses Jahres nahm Gemeindepräsident Ste-
fan Hug-Portmann einen neuen Anlauf und
forderte das Amt für Verkehr und Tiefbau
(AVT) dazu auf, die «Übergänge der Radstrei-
fen zu verbessern, damit die Radfahrer künf-
tig sicher fahren können». Die Kanten seien
ein Thema in der Bevölkerung und offen-
sichtlich ein grosses Ärgernis für die Radfah-
rer.» Tests vor Ort hätten aufgezeigt, dass das
Unfallrisiko nicht zu unterschätzen sei und
aus Sicht der Gemeinde bestehe deshalb
dringender Handlungsbedarf.

Anfang September hat Biberist Antwort
vom AVT erhalten. Die Antwort ist deutlich:
Das AVT sieht von baulichen Massnahmen ab.
Konkret schreiben die Verantwortlichen: «Wir
wissen, dass diese Velorampen, insbesondere
bei höheren Fahrgeschwindigkeiten für Velo-
fahrer nicht komfortabel sind und haben uns
deshalb entschlossen, diese zukünftig zurück-
haltender anzuwenden. Bei der Sanierung
und Umgestaltung der Solothurnstrasse wur-
den die Velorampen gemäss den damals gülti-
gen Richtlinien ausgebildet.» Diesen Brief leg-
te Hug-Portmann in die Zirkulationsmappe,
die jeweils während der Gemeinderatssitzun-
gen eingesehen werden kann.

Nach dieser für die Biberister unbefriedigen-
den Antwort griffen die beiden FDP-Ersatzge-
meinderäte Stefan Bühler und Stephen Vögeli
zur Selbsthilfe. Mit Kaltasphalt entschärften sie
zu nächtlicher Stunde den Absatz an der Solo-
thurnstrasse auf Höhe der Liegenschaft Nr. 48.
Dabei blieben sie aber nicht unbeobachtet. Ei-
ne Polizeipatrouille fuhr vorbei, nahm die Per-
sonalien der beiden auf und meldete den Vor-
gang an das Amt für Verkehr und Tiefbau. Die-
ses reagierte prompt, liess den Asphalt entfer-
nen und reichte Strafanzeige ein.

Bernardo Albisetti (Departementssekretär
Bau- und Justizdepartement) bestätigt auf An-
frage, dass in Absprache mit der Kantonspoli-
zei Strafanzeige wegen «Sachbeschädigung»
eingereicht wurde. In analoger Weise würden
die zuständigen Mitarbeiter beispielsweise
auch bei Sprayereien vorgehen. Im Übrigen
erklärt Albisetti, dass die kritisierten Kanten
künftig nicht mehr eingebaut würden. «Sie
sind tatsächlich für viele ein Ärgernis, und
das mussten wir so zur Kenntnis nehmen.»

Stephen Vögeli reagiert gelassen auf die An-
zeige. «Mir war bewusst, dass dies passieren
könnte.» Er hat die Einvernahme bei der Poli-
zei bereits hinter sich. «Der Polizist war sach-
lich und freundlich.» Unklar ist, welche Fol-

gen die Anzeige hat. Laut Vögeli lautet sie auf
Sachbeschädigung, groben Unfug und Stö-
rung des öffentlichen Verkehrs. Letzteres ist
ein Offizialdelikt, dem die Staatsanwaltschaft
nachgehen muss.

Wollten ein Zeichen setzen
Der Einbau war eine spontane Aktion, so

Vögeli. «Stefan Bühler wollte bei sich zu Hau-
se ein Loch im Hausplatz flicken und hatte
deshalb Kaltasphalt. Den haben wir genom-
men und ihn eingebaut.» Die Arbeit wurde
abends ausgeführt. Vögeli und Bühler waren
mit Leuchtwesten ausgerüstet. «Einer hat ge-
sichert, der andere hat gearbeitet», erklärt
Vögeli weiter. Kaum war die Kante entschärft,
seien auch schon die ersten Velofahrer dar-
über gefahren. «Es hat prima funktioniert.»

«Wir wollten ein Zeichen setzen, die Ak-
tion war in keiner Art und Weise böswillig
oder gefährlich», so Vögeli weiter. Sie hätten
sich auch bemüht, die Kante so zu entschär-
fen, dass der Absatz für Blinde weiterhin er-
tastbar ist. Er findet es darum schade, dass
das AVT drei Monate brauchte, um auf den
Brief zu antworten, den Asphalt bei der Kan-
te aber innerhalb eines halben Tages wegräu-
men liess. «So haben viele gar nicht mitbe-
kommen, dass die Kante entschärft ist.»

«Wir haben immer wieder und mit ganz
verschiedenen Leuten über die Kanten ge-
sprochen und hatten schon lange die Idee,
dass man da etwas machen müsste.» Aber
auch Stefan Bühler bestätigt, dass der Einbau
spontan erfolgte. «Das Schreiben des AVT
war der Auslöser.» Dass er nun wegen Stö-
rung des öffentlichen Verkehrs angezeigt
werde, ärgert ihn. «Eigentlich müsste man
den Kanton anzeigen. Denn die gefährliche
Situation auf dem Veloweg hat der Kanton
verursacht.» Bühlers Meinung nach müsste
man die Kanten markieren oder ein Signal
aufstellen. «Bei Schwellen auf den Strassen
macht man das ja auch.»

Projekt wird erarbeitet
Gemeindepräsident Stefan Hug-Portmann

findet die Aktion der beiden Biberister «mu-
tig», und er attestiert ihnen «Zivilcourage».
«Als Gemeindepräsident kann ich eine illegale
Aktion aber natürlich nicht gutheissen.» Im-
merhin hat das offizielle Biberist in der Zwi-
schenzeit ebenfalls auf das Schreiben des AVT
reagiert. «Wir haben ein Ingenieurbüro damit
beauftragt, eine Lösung zur Entschärfung der
Killerkanten auszuarbeiten.» Wenn diese vor-
liege, werde man beim Kanton einen Termin
verlangen, das Projekt zeigen und erneut dar-
um bitten, dass die Kanten entschärft wer-
den. «Wenn der Kanton dazu nicht bereit ist,
werden wir offiziell anfragen, ob die Gemein-
de die Arbeiten ausführen darf.» In diesem
Fall würde die Kostenfrage vorgängig detail-
liert abgeklärt, so Hug-Portmann.

Kein Verständnis für nächtliche Aktion
Biberist Strafanzeige gegen zwei FDP-Ersatzgemeinderäte, die die Killerkanten entschärfen wollten

VON RAHEL MEIER

Stefan Bühler. ZVG

Die Übergänge auf den Radwegen wurden während der Sanierungsarbeiten
an der Solothurn- und der Engestrasse zwischen 2015 und 2017 eingebaut
und führten zu etlichen Reklamationen. HANSPETER BÄRTSCHI

Stephen Vögeli. ZVG

Vor rund zwei Jahren wurde
die Baselstrasse in Feldbrun-
nen saniert und umgestaltet.
Während der Auflage des Pro-
jektes hat Procap Einsprache
erhoben. Die Einsprache von
Procap bezog sich auf die
Vorgaben der VSS-Norm SN
640 075 «Hindernisfreies Bau-
en». Oder, anders gesagt, um
die zwingend vorgegebene
Fahrbahnabtrennung mit
Randsteinen, auf die Sehbe-
hinderte angewiesen sind, um
mit dem Blindenstock ertast-
bare Absätze vorzufinden.
Nach intensiven Diskussionen
mit Procap wurde ein Kompro-
miss gefunden, das Projekt
angepasst und vom Bundes-
amt für Verkehr (BAV) geneh-
migt. Der Kompromiss, das
sind die schräg gestellten Auf-
und Abfahrtssteine bei den
Querungen des Veloweges.
Die Steine, die im Kanton So-
lothurn an diversen Orten ein-
gesetzt wurden, sind 25 bis
30 Zentimeter breit und wei-
sen eine Niveaudifferenz von
sechs Zentimetern auf. Die
Randsteine sind in einem
Winkel von 45 Grad zur Fahrt-
richtung hin angeordnet. (RM)
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HINDERNISFREIES BAUEN

Schräge Steine
sind ein Kompromiss

SUBINGEN
Erhält die Gemeinde
bald eine neue Website?
An der Gemeinderatssitzung wurde
ein Ausschuss gebildet, der sich um
eine neue Website kümmern soll. Die
Gemeinderäte Robin Schmid und
Alain Bessire sowie Gemeindeschrei-
berin Vreni Zimmermann bilden
diesen und prüfen nun verschiedene
Varianten. (LRB)

LÜSSLINGEN-NENNIGKOFEN
Bald wieder
ein Jugendraum?
In Lüsslingen-Nennigkofen sind eini-
ge Jugendliche aktiv geworden, die
gerne einen Jugendraum betreiben
möchten. Zurzeit steht aber kein Raum
frei, den die Gemeinde ihnen zur Ver-
fügung stellen könnte. Der Gemeinde-
rat hat deshalb beschlossen, einen
Raum in der Zivilschutzanlage zu räu-
men, damit sich die Jugendlichen dort
einrichten können. Der Raum werde
aber nur vergeben, wenn ein Betriebs-
konzept vorliegt, erklärt Gemeinde-
präsident Herbert Schluep. Da die Be-
reitsstellung des Zivilschutzraumes
noch etwas Zeit beanspruche, könnte
das Thema im nächsten Jahr dann
aktuell werden. (RM)

NACHRICHTEN


	Freitag, 28. September 2018
	Seite: 25
	Kein Verständnis für nächtliche Aktion 
	Nachrichten 
	Zuerst soll der Kanton sagen, was Sache im Asylwesen ist, dann wird entschieden 


